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Vorblatt 


Fünfte Novelle Kriegsgefangenenentschädigungs- 
gesetz (Heimkehrerstiftung) 

(Schriftlicher Bericht des Innenausschusses) 


A, Problem 

Die Witwen ehemaliger Kriegsgefangener sind im Rahmen der 
Vorschriften des Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes Ab- 
schnitt III (Heimkehrerstiftung — Stiftung für ehemalige Kriegs- 
gefangene) nicht antragsberechtigt. Die Ausschließung dieses 
Personenkreises führt zu unbilligen Härten. 

Zu solchen Härten führt weiterhin die Nichtübertragbarkeit von 
Leistungen aus der Heimkehrerstiftung auf diejenigen Ange- 
hörigen oder Personen, die mit dem ehemaligen Kriegsgefan- 
genen bis zu dessen Tode in häuslicher Gemeinschaft gelebt 
und sogar persönlich zu seiner Unterstützung oder Pflege bei- 
getragen haben. 

Der Vorstand der Lastenausgleichsbank ist nach § 49 KgfEG 
Vorstand der Stiftung. Gemäß § 181 BGB besteht das Verbot 
der Selbstkontrahierung. Eine generelle Aufhebung dieses Ver- 
bots ist bedenklich. Andererseits wird der Vorstand der Lasten- 
ausgleichsbank in Vollzug seines Auftrages bemüht bleiben 
müssen, seine Tätigkeit stets zugunsten der Lastenausgleichs- 
bank auszuüben. Nach der geltenden Fassung des § 49 KgfEG 
hat kein Vorstandsmitglied, das sich überlastet fühlt, die Mög- 
lichkeit, sein Amt zur Verfügung zu stellen. Interessenkollision 
ist daher unvermeidlich. 


B, Lösung 

— In Härtefällen erhalten die Witwen ehemaliger Kriegs- 
gefangener ein eigenes Antragsrecht. 

— Die Leistungen aus der Heimkehrerstiftung können in Härte- 
fällen auf bestimmte Angehörige oder Personen, die zur 
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Sicherung des Lebensmittelunterhalts eines nach der Antrag- 
stellung verstorbenen Berechtigten beigetragen haben, über- 
tragen werden. 

— Die Bildung des Stiftungsvorstandes wird neu geregelt. 

Der Innenausschuß hat den Gesetzentwurf einmütig gebilligt. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Zusätzliche Mittel werden nicht benötigt. 
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A. Bericht des Abgeordneten Freiherr von Fircks 


I. Allgemeines 

Der am 11. Dezember 1970 eingebrachte Entwurf 
eines Fünften Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes 
— Drucksache VI/1586 — wurde vom Deutschen 
Bundestag in der 87. Sitzung am 16. Dezember 1970 
ohne Aussprache an den Innenausschuß zur Einzel- 
beratung überwiesen. Der Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung hat sich am 2. April 1971 gutachtlich 
zu dem Entwurf geäußert und festgestellt, daß aus 
der Sicht der Rentenversicherung und Kriegsopfer- 
versorgung keine Bedenken gegen den Gesetz- 
entwurf bestehen. Der Innenausschuß hat seine Be- 
ratungen am 29. April 1971 abgeschlossen. 

Die Ziele des Gesetzentwurfs sind, auch den Wit- 
wen ehemaliger Kriegsgefangener die Antrags- 
berechtigung für Leistungen aus der „Heimkehrer- 
stiftung — Stiftung für ehemalige Kriegsgefan- 
gene — " zuzusprechen, sowie in Härtefällen die 
Übertragung von Leistungen auf bestimmte An- 
gehörige oder Personen, die zur Sicherung des 
Lebensunterhalts eines nach der Antragstellung ver- 
storbenen Berechtigten beigetragen haben, vorzu- 
sehen und einen neuen Stiftungsvorstand zu bilden. 

II. Zu den Einzelvorschriften 

Zu Artikel I Nr. 1 (§ 46 Abs. 1) 

Die Bedenken des Ausschusses, den Witwen ein 
originäres Antragsrecht zu gewähren, wurden u. a. 


auch durch die Stellungnahme des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung, der darauf hingewiesen 
hat, daß aus der Sicht der Rentenversicherung und 
Kriegsopferversorgung keine Einwände zu erheben 
sind, weil in diesen Bereichen den Witwen bereits 
eigene Ansprüche zustehen, ausgeräumt. 

Zu Artikel I Nr. 1 a (§ 46 a) 

Aus systematischen Gründen wurde § 54 a Abs. 2 
nicht geändert, sondern statt dessen ein neuer § 46 a 
als Härteregelung nur für Leistungen aus der Heim- 
kehrerstiftung eingefügt. Die bisherige Nummer 3 
wurde gestrichen. 

Zu Artikel I Nr. 2 (§ 49) 

Obwohl eine ungerade Zahl von Vorstandsmit- 
gliedern von einzelnen Mitgliedern des Anschusses 
für zweckmäßiger erachtet wurde, billigt der Innen- 
ausschuß die Bestimmung des § 49 in der vom 
Bundesminister des Innern vorgeschlagenen Fas- 
sung. 


Zu den Artikeln II, III und IV 

Die Ermächtigung des BMI, die Berlin-Klausel und 
der Termin für das Inkrafttreten wurde vom Aus- 
schuß unverändert gebilligt. 


Bonn, den 30. April 1971 

Freiherr von Fircks 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/1586 — in 
der aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen, 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 30. April 1971 

Der Innenaussdiuß 

Dr. Schäfer Freiherr von Fircks 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Abgeordneten Josten, Hirsch, Schmidt (Kempten), 
Dr. Kliesing (Honnef), Dr. Schmidt (Krefeld), Mertes und 
Genossen eingebrachten Entwurfs eines Fünften Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Kriegsgefangenenentschädi- 
gungsgesetzes 

— Drucksache VI/ 1586 — 

mit den Beschlüssen des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung 
des Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel I 

Das Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 29. September 
1969 (Bundsgesetzbl. I S. 1800 bis 1808) wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. § 46 Abs. 1 wird durch folgende Nummer 3 er- 
gänzt: 

„3. Witwen verstorbener ehemaliger Kriegs- 
gefangener, sofern sie keine neue Ehe ein- 
gegangen sind." 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung 
des Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel I 

Das Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 29. September 
1969 (Bundsgesetzbl. I S. 1800 bis 1808) wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. unverändert 


la. Nach § 46 wird folgender § 46 a eingefügt: 

rr§ 46 a 

Ist die in § 46 Abs. 1 genannte Person nach der 
Antragstellung gestorben, kann die beantragte 
Leistung in Härtefällen dem Ehegatten oder 
einem unterhaltsberechtigten Angehörigen, der 
nach geltendem Recht als Kriegshinterbliebener 
Anspruch auf Versorgung hätte, oder einer 
Person, die zur Sicherung seines Lebensbedarfs 
wesentlich beigetragen hat, gewährt werden, 
wenn und soweit hierfür noch ein Bedarf vor- 
handen ist, die Voraussetzungen für die Ge- 
währung beim Antragsteller erfüllt waren und 
die häusliche Gemeinschaft mit dem Antrag- 
steller bis zu dessen Tode bestanden hat." 
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Entwurf 

2. § 49 erhält folgende Fassung: 

„§ 49 

(1) Der vierköpfige Stiftungsvorstand wird 
vom Stiftungsrat gewählt. Er führt die Geschäfte 
und vertritt die Stiftung gerichtlich und außer- 
gerichtlich. 


(2) Die Amtszeit der Mitglieder des Stiftungs- 
vorstandes beträgt zwei Jahre. Scheidet ein Mit- 
glied aus, wird für den Rest seiner Amtszeit 
vom Stiftungsrat ein Nachfolger gewählt. Wie- 
derwahl ist zulässig." 


3. § 54 a Abs, 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Ist ein Berechtigter (§ 1 oder § 46 Abs. 1), 
der Antrag auf Leistungen nach Abschnitt II 
oder III dieses Gesetzes gestellt hat, gestorben, 
so kann in Härtefällen die zuständige oberste 
Landesbehörde Leistungen nach Abschnitt II, die 
Heimkehrerstiftung Leistungen nach Abschnitt III 
Angehörigen, die von seiner Notlage betroffen 
waren oder einer Person gewähren, die zur Siche- 
rung seines Lebensbedarfs beigetragen hat. Vor- 
aussetzung ist die häusliche Gemeinschaft bis 
zum Tode.“ 

Artikel II 

Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, 
das Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz in der 
Fassung, die sich aus den Änderungen und Ergän- 
zungen des Artikels 1 ergibt, unter Beseitigung 
etwaiger Unstimmigkeiten bekanntzumachen. 

Artikel III 

Diese Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1971 in Kraft. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

2. § 49 erhält folgende Fassung; 

.§ 49 

(1) Der Stiftungsvorstand besteht aus dem 
Vorsitzenden und drei weiteren Mitgliedern. Der 
Stiftungsrat wählt den Vorsitzenden und die 
weiteren Mitglieder des Stiftungsvorstandes auf 
die Dauer von zwei Jahren. Wiederwahl ist 
zulässig. Scheidet der Vorsitzende oder ein wei- 
teres Mitglied des Stiftungsvorstandes vorzeitig 
aus, wird für den Rest seiner Amtszeit vom 
Stiftungsrat ein Nachfolger gewählt. 

(2) Der Vorsitzende und die weiteren Mit- 
glieder des Stiftungsvorstandes können nicht 
Mitglieder des Stiftungsrates oder deren Stell- 
vertreter sein. 


(3) Der Stiftungsvorstand führt die Geschäfte 
und vertritt die Stiftung gerichtlich und außer- 
gerichtlich; das Nähere regelt die Satzung. Nach 
Ablauf seiner Amtszeit führt der Stiftungs- 
vorstand die Geschäfte bis zum Zusammentritt 
des neu gewählten Stiftungsvorstandes weiter. 

(4) Für die Beschlüsse des Stiftungsvorstandes 
gilt § 48 Abs. 5 entsprechend." 

Nummer 3 entfällt 


Artikel II 
unverändert 


Artikel III 
unverändert 


Artikel IV 
unverändert 
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